
©Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.

MEINUNG & ANALYSE6 | * MITTWOCH, 21. OKTOBER 2009 | NR. 203

Endlich mal ein Prominenter, der es zugibt: Kardinal Lehmann hat

nach eigenem Bekenntnis keine persönliche Erfahrung mit dem In-

ternet. Aber er lässt sich davon erzählen, sagt er.

Wir wollen nicht spekulieren, wie viele digitale Analphabeten es

sonst noch gibt. Wie richtige Analphabeten finden auch sie Strate-

gien, ihre Schwäche zu tarnen. Zum Beispiel, indem sie der Sekretä-

rin Mails diktieren und sich die Antworten ausdrucken lassen. Aber

kehren wir zum Kardinal zurück: Der hat berufsbedingt natürlich

ein besonderes Gespür für virtuelle Welten. Und bei der virtuellen

Welt, für die er von Amts wegen zuständig zeichnet, ist es normal,

sie nur vom Hörensagen zu kennen – seit zwei Jahrtausenden.

Wenn er in den Ruhestand geht, will Lehmann aber das Surfen im

Web lernen. Dann, im Alter, will er es genau wissen, ist nicht mehr

zufrieden mit dem Hörensagen. Der Kardinal kann nur hoffen, dass

seine Schäfchen nicht auch eines Tages mit dem Hörensagen nicht

mehr zufrieden sind. Mit vorrückendem Alter will man schon ge-

nauer wissen, was einen erwartet ... wiebe@handelsblatt.com

W
ie sehr die schwarz-
gelbe Koalition altem
Denken der 1990er-
Jahre verhaftet ist,
zeigt die Idee der Ko-

alitionsunterhändler, auf die
Schnelle einen weiteren Schatten-
etat aufzustellen. Nach der deut-
schen Wiedervereinigung hatte man
dereinst zu vertuschen versucht, wie
bedenklich die Schieflage der öffent-
lichen Finanzen durch die Kosten
des Aufbaus Ost tatsächlich gewor-
den war. Ein beträchtlicher Teil der
vereinigungsbedingten Schulden ver-
schwand aus dem Bundeshaushalt.
Der sah nach der alten Schuldenregel
des Grundgesetzes zwar wieder ver-
fassungsgemäß aus, solange die Kon-
junktur brummte. Anderthalb Jahr-
zehnte später aber führte die chroni-
sche Unterfinanzierung zur Hand-
lungsunfähigkeit der damaligen rot-
grünen Regierung und zwang
schließlich die Große Koalition zur
Mehrwertsteuererhöhung.

Bevor die Schuldenbremse Schat-
tenetats ab 2011 ein für alle Mal ver-
bietet, wollen zumindest Teile der
neuen Regierungspartner ein letztes
Mal auf die vermeintlich bewährte
Art versuchen, Schulden loszuwer-
den. Sie übersehen jedoch, dass die
Tünche auf dem Zahlenwerk noch
weitaus weniger den Reparaturbe-
darf kaschieren kann als damals. Die
Schuldenbremse lässt sich nicht so
leicht austricksen, wie die Steuersen-
ker auf Pump es sich ausmalen. Denn
krisenbedingte Schulden, von denen
sich die neue Regierung jetzt aufwen-

dig trennen will, sind unter dem
neuen, etwas komplizierten Regel-
werk überhaupt nicht das Pro-
blem: Konjunkturbedingt Schulden
zu machen ist neuerdings völlig in
Ordnung; die Neuverschuldung
muss nur im nächsten Aufschwung
wieder sinken.

Anders sieht es mit den Schulden
aus, die der Staat aufnimmt, um sei-
nen laufenden Betrieb
in normaler Konjunktur-
lage aufrechtzuerhal-
ten: Die Schulden-
bremse verlangt eine
Struktur des Bundes-
haushalts, nach der die
Lücke zwischen regel-
mäßigen Steuereinnah-
men und regelmäßigen
Ausgaben ab 2016 nicht
mehr größer sein darf
als 0,35 Prozent vom Bruttoinlands-
produkt. Das entspricht ungefähr
zehn Mrd. Euro.

Die strukturelle Lücke verändert
sich durch das Auslagern von kon-
junkturbedingten Schulden nicht.
Sie vergrößert sich aber durch Steu-
ersenkungen, wenn nicht gleichzei-
tig regelmäßig anfallende Ausgaben
gestrichen werden. Der Konsolidie-
rungsbedarf zwischen 2011 und 2013
beträgt daher auch nach der Finanz-
rochade 30 bis 40 Mrd. Euro – plus
der Einnahmeausfälle durch Steuer-
senkungen.

Auch das Hilfsargument für einen
Extrafonds für Sozialkassen zieht
nicht: Während einer Rezession zäh-
len Bundeszuschüsse an die Sozial-
kassen zu den ganz normalen „auto-
matischen Stabilisatoren“. Es ist

auch im Bundeshaushalt völlig trans-
parent, dass diese Ausgaben in Kri-
senzeiten steigen und danach wieder
sinken. Die versuchte Analogie zum
Bankenrettungsfonds und zum kom-
munalen Investitionsfonds über-
zeugt ebenfalls nicht: Der Bankenret-
tungsfonds verbucht vom ersten Tag
seiner Existenz an auch Einnahmen,
etwa aus Gebühren für Bürgschaften,

und vielleicht tilgen
ihn ja am Ende die Ban-
ken doch noch. Die Kre-
dite für die Investitio-
nen in den Kommunen
aus dem Konjunkturpa-
ket II wiederum sollten
nicht versteckt, son-
dern aus dem Bundes-
bankgewinn gezielt ge-
tilgt werden. Die Kre-
dite an die Bundesagen-

tur für Arbeit werden dagegen ohne-
hin nur als Darlehen an die Behörde
durchgereicht. Auch hier bringt der
Schattenhaushalt keinerlei Zusatz-
nutzen.

Völlig faul wird der Sonderfonds-
Trick, wenn man zudem die Steuerzu-
schüsse an den Gesundheitsfonds
dorthin auslagert: Die Schieflage der
Gesundheitsfinanzierung hat nichts
mit Krise zu tun, sondern beruht auf
dem Wunsch der alten schwarz-ro-
ten Koalition, für Ärzte, Krankenhäu-
ser und Arzneimittelhersteller or-
dentliche Einnahmezuwächse zuzu-
lassen. Deshalb hilft es auch nicht
wirklich, explodierende Kosten im
Gesundheitswesen für ein oder zwei
Jahre aus dem Etat zu nehmen: Da-
nach landet der steigende Finanzbe-
darf wiederum beim Bund. Die Kos-

tendämpfung im Gesundheitswesen
ist eine Daueraufgabe, die selbst in
der Finanzkrise besser nicht ausge-
setzt worden wäre.

Die Auslagerei hat also nur einen
einzigen Vorteil, und der ist rein opti-
scher Natur: Der Posten „Nettokre-
ditaufnahme“ schwillt trotz Steuer-
senkungen auf Pump kaum gegen-
über dem alten schwarz-roten Fi-
nanzplan an. Wenn man über diesen
Trick möglichst viele der Krisenkos-
ten noch ins Jahr 2009 bucht, dann
schafft man vielleicht sogar eine jähr-
lich sinkende Schuldenaufnahme ab
2010.

Allerdings sollten die Koalitio-
näre nicht unterschätzen, dass heute
mehr Wähler Schattenetats generell
als Budenzauber werten als in den
1990er-Jahren. Wenn sich erst einmal
in den Köpfen der Begriff „Erblasten-
tilgungsfonds II“ festgesetzt hat, ist
der politische Gewinn ganz schnell
zerronnen.

In ihrem Willen, das leichtsinnige
Steuer-Wahlversprechen möglichst
umfänglich zu erfüllen, ignorieren
die schwarz-gelben Koalitionäre völ-
lig, welche Lasten sie den Ländern
und den Kommunen aufbürden. Die
Kassen dort entleeren sich ebenfalls
krisenbedingt. Von den Ländern er-
wartet die neue Bundesregierung
aber, dass sie bei zusätzlichen Investi-
tionen in Bildung mitziehen. Die
Kommunen setzt sie unter Druck, die
Gebäude der Kindergärten und Schu-
len zu sanieren und für den Ganztags-
betrieb auszubauen. Gleichzeitig ent-
zieht sie beiden Ebenen durch Steuer-
senkungen weitere Einnahmen.
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Russland gehört neben Austra-
lien, Island und Norwegen zu je-
nen Staaten, die den Vertrag

über die Energiecharta (Engl. Energy
Charter Treaty, ECT) unterzeichnet,
aber nicht ratifiziert haben. Seit ges-
tern aber wendet Russland den Ver-
trag jedoch nicht einmal mehr proviso-
risch an. Begründete Vorteile sehe ich
dafür nicht. Der ECT ist das einzige
multilaterale Instrument für Schutz
und Förderung von Investitionen in
der Energiewirtschaft. Er schützt zu-
nehmend nicht nur ausländische Inves-
titionen in Russland, sondern würde –
die Ratifizierung von Russland voraus-
gesetzt – auch russische Investitionen
im Ausland schützen, vor allem vor „Li-
beralisierungsrisiken“ auf dem EU-
Markt.

Im ECT fehlt zwar ein Mechanis-
mus zur effektiven Abwendung von
Krisensituationen und deren rascher
Regelung. Aber gerade das sowie die
Tatenlosigkeit der politischen Leitung
des Energiecharta-Sekretariats ange-
sichts der russisch-ukrainischen Gas-
krise im vergangenen Januar könnten
für Moskau als Anlass dienen, einen Er-

neuerungsprozess des Vertrags in
Gang zu bringen und ihn durch Ein-
schaltung eines entsprechenden Ab-
kommens zu lenken.

Der Austritt Russlands ist umso är-
gerlicher, weil russische und EU-Ex-
perten nach den jahrelangen Verhand-
lungen gegenseitig annehmbare, multi-
lateral abgestimmte Bestimmungen
über den Energietransit ausgearbeitet
haben. Nun stoppt Moskau die Fertig-
stellung des Transitprotokolls. Dabei
konnten bisher sämtliche Streitfragen
mit einer einzigen Ausnahme beige-
legt werden. Brüssel besteht noch da-
rauf, die Energielieferungen im EU-
Raum nicht als Transit zu klassifizie-
ren (Art. 20). Russland sieht dadurch
zusätzliche Transitrisiken für die russi-
schen Gaslieferungen nach Europa.

Indes schienen sich die Unterhänd-
ler zu einer radikalen Lösung durchge-
rungen zu haben. Sie prüften die Mög-
lichkeit, dass Art. 20 vom Protokoll
automatisch gestrichen wird, falls
Russland es ratifiziert. Das geschähe
auch im Falle der Ratifizierung des
Energiecharta-Vertrags, denn er und
das Transitprotokoll können von

Moskau nur gleichzeitig ratifiziert wer-
den.

Es irren sich jene russischen Politi-
ker, die behaupten, dass beim Ab-
schluss von Direktverträgen über die
Lieferung von zentralasiatischem Gas
nach Europa der Energiecharta-Ver-
trag Moskau verpflichten wird, den

Transit von billigem Gas durch russi-
sche Pipelines zu niedrigen Inlands-
tarifen zu sichern. Im Ergebnis werde
fremdes Gas in Europa einen Preisvor-
teil gegenüber russischem Gas haben.
Doch stehen dem Transitland laut
Art. 7 des ECT gleich fünf beweiskräf-
tige und international anerkannte
Schutzebenen zur Verfügung, wenn es
nicht gewillt ist, Drittländern einen

neuen Transitweg zu gewähren. Au-
ßerdem ist zentralasiatisches Gas ja
gar nicht mehr so billig. Ab 2009 gilt
bei der Preisbildung im Export sowohl
in der EU als auch im postsowjeti-
schen Raum das Net-back-Prinzip.

Haltlos ist auch, dass die Energie-
charta den Yukos-Aktionären die Mög-
lichkeit gegeben hätte, aufgrund des
ECT eine Klage gegen Russland zu er-
heben. Es gelte nun, heißt es, den ECT
aufzugeben, um diese und ähnliche
Möglichkeiten in Zukunft auszuschlie-
ßen. Es wird nicht funktionieren. Der
Verzicht auf die zeitweilige Anwen-
dung des Energiecharta-Vertrags hat
keine rückwirkende Kraft. Russland
wird gemäß Art. 45 (3b) des ECT für
die nächsten 20 Jahre verpflichtet sein,
die Investitionsbestimmungen des Ver-
trags zu erfüllen und die Verfahren zur
Streitbeilegung zu befolgen.

Mehrere Ansprüche Moskaus sind
aber durchaus begründet. So fehlen im
Energiecharta-Vertrag Zwangsmecha-
nismen für die Mitgliedsländer, die
ihn unterzeichnet und ratifiziert ha-
ben, zur Erfüllung der übernommenen
Verpflichtungen, zu einer schnellen

und effizienten mehrseitigen Vorbeu-
gung und Beilegung von Notsituatio-
nen. Es fehlen auch schnelle und wirk-
same Strafverfahren beim Verstoß ge-
gen ECT-Bestimmungen.

Gleichwohl ist die Idee, den Ener-
giecharta-Vertrag aufzugeben und an
seiner Stelle ein neues Dokument aus-
zuarbeiten, wenig effektiv, wenn über-
haupt praktisch realisierbar. Das von
Russland vor sechs Monaten vorge-
schlagene neue internationale Regel-
werk im Energiebereich kann nicht al-
len Ernstes als Alternative betrachtet
werden. Es könnte aber von der inter-
nationalen Gemeinschaft als Startvor-
schlag zur weiteren Vervollkomm-
nung des Energiecharta-Prozesses ak-
zeptiert werden.

Der Austritt aus der provisorischen
Anwendung des Energiecharta-Ver-
trags hindert Russland grundsätzlich
nicht, gemeinsam mit anderen Län-
dern an der „Energiecharta +“ weiter-
zuarbeiten. Doch ist es kaum wahr-
scheinlich, dass Russland in nächster
Zeit seine Einstellung zur Energie-
charta ändert.
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O ft sind es die kleinen Nach-
richten, die das ganze Di-

lemma der größten Wirtschafts-
krise der Nachkriegsgeschichte be-
wusst machen. So erscheint die
Tatsache, dass die gesamte Metall-
und Elektroindustrie in diesem
Jahr wegen der Schrumpfkonjunk-
tur und der Kosten der Kurzarbeit
in die Verlustzone gerät, auf den
ersten Blick wenig dramatisch.
Doch die Konsequenz, dass die
Banken vielen Unternehmen der
Branche deshalb nur noch unter er-
schwerten Konditionen Kredit ge-
ben wollen, muss mehr als nach-
denklich stimmen und von der
neuen Regierung als Alarmsignal
verstanden werden. Denn ohne ei-
nen funktionierenden Kredit-
markt wird aus dem erhofften Auf-
schwung in Deutschland nichts.

In den aktuellen Koalitionsver-
handlungen ist erstaunlich wenig
davon zu hören, ob die Finanzkrise
überwunden ist oder vielleicht
doch eine Kreditklemme droht. Im
Mittelpunkt der Debatte stehen
Steuersenkungsversprechen für
Bürger und Unternehmen, von de-
nen noch niemand weiß, in wel-
chem Umfang und wann sie kom-
men. Zusammen mit anderen
wachstumsfördernden Instrumen-
ten soll ein ganzes Paket geschnürt

und damit die Konjunktur angekur-
belt werden. Doch die schönen
Maßnahmen drohen ins Leere zu
laufen, wenn die Banken nicht mit-
spielen (können) und den Unter-
nehmen nicht die notwendigen
Kredite zur Finanzierung von
neuen Investitionen zur Verfü-
gung stellen. Ein Unternehmen,
das wegen fehlender Liquidität In-
solvenz anmelden muss, hat wenig
von Steuernachlässen und Büro-
kratieabbau.

Dass die deutschen Banken erst
einen Bruchteil ihrer Risiko-Wert-
papiere abgeschrieben haben,
muss die Kanzlerin und ihren künf-
tigen Finanzminister vor diesem
Hintergrund besorgt stimmen. So-
lange die Banken auf solchen Zeit-
bomben in ihren Bilanzen sitzen,
ist eine spürbare Wiederbelebung
des Kreditgeschäfts nicht zu erwar-
ten. Gleichwohl haben die Geld-
häuser recht, wenn sie darauf ver-
weisen, dass sie auf die höheren Ri-
siken ihrer Kreditnehmer reagie-
ren müssen.

Um einen erneuten Absturz der
Wirtschaft zu vermeiden, müssen
sich nicht nur die Banken ihrer ge-
samtgesellschaftlichen Verantwor-
tung stellen. Die neue Regierung
sollte selbst möglichst schnell das
Krisenmanagement für den deut-
schen Finanzsektor überprüfen.
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Wochenlang hat er sich gegen
den Vorwurf der Wahlfäl-

schung gewehrt und Stärke de-
monstriert. Doch am Dienstag
lenkte der afghanische Präsident
Hamid Karsai ein und akzeptierte
eine Stichwahl für das Präsiden-
tenamt. Nach den Berichten über
massive Wahlfälschungen war
der Druck der USA und der Euro-
päer einfach zu groß. Karsai weiß
ganz genau, dass sein politisches
Überleben von dem Wohlwollen
der internationalen Gemein-
schaft abhängt.

Genau deshalb ist aber mit
dem zweiten Wahlgang nicht viel
gewonnen. Karsai ist in den Au-
gen seiner radikalen Kritiker er-
neut als „Puppe“ des Auslands ent-
larvt. Es stimmt zwar, dass es mas-
sive Wahlfälschungen gab, für die
vor allem das Lager des Präsiden-
ten, in kleineren Umfang auch das
seines Herausforderers Abdullah
Abdullah, verantwortlich war.
Eine Stichwahl ist deshalb die ein-
zige Lösung, die halbwegs die de-
mokratische Form wahrt. Aller-
dings gibt es keine Gewähr, dass
sie völlig anders verläuft als der
erste Wahlgang.

Westliche Regierungen haben
immer wieder betont, dass es
nicht das Ziel sein kann, in Afgha-

nistan eine „Westminister-Demo-
kratie“ zu etablieren. Dafür sind
Entwicklungsstand, Clanstruktu-
ren, ethnische Unterschiede und
der Druck durch die militanten Ta-
liban einfach zu groß. Aber genau
diesen Maßstab hat die Uno nun
angelegt. Das vorläufige Ender-
gebnis von 55 Prozent für Karsai
war von der Präsidentenseite ge-
schönt. Das nun offizielle Ergeb-
nis von 49,67 Prozent ist jedoch
ebenfalls ein „politisches“.

Der Westen steckt in Afghanis-
tan in einem Dilemma. Natürlich
kann er massive Wahlfälschungen
in einem Land nicht einfach
dulden, das er so stark unter-
stützt. Aber die Regierungen soll-
ten dennoch vom Ende her den-
ken: Wenn das Ziel sein soll, den
Afghanen zunehmend die Verant-
wortung zu übergeben und sie ih-
ren – wenn auch unfertigen –
Staat regieren zu lassen, verbietet
sich dauernde Einmischung.

Die Stichwahl wird nun eine
neue Phase der Unsicherheit brin-
gen. Vielleicht wäre deshalb eine
„afghanische Lösung“ besser ge-
wesen, etwa die Bildung einer „na-
tionalen Einheitsregierung“ zu-
sammen mit Abdullah Abdullah,
selbst wenn sie in diesem Sta-
dium westlichen Demokratiean-
sprüchen noch nicht genügt.
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SCHON KOMISCH

Virtuell, seit Jahrtausenden

Neue Wege
Schwarz-Gelb muss das Krisenmanagement für die
Banken überprüfen – sonst droht ein neuer Absturz

Afghanische Lösung
Präsident Karsai hat sich dem internationalen Druck

gebeugt – aber die Probleme bleiben

war bis 2008 stv.
Generalsekretär,
Sekretariat der
Energie-Charta,
Brüssel.

HAUSHALT

Faule Tricks
Ein schwarz-gelber Schattenetat kann die Schuldenbremse nicht blockieren

Es ist fast wie beim König Mi-
das in der klassischen An-
tike: Egal, was Karl-Theodor

zu Guttenberg bislang anfasste –
stets wurde es zu Gold und mehrte
seinen Ruhm. Der Aufstieg des jun-
gen Bundeswirtschaftsministers
zu einem der beliebtesten Politiker
ging so rasant vonstatten, dass sich
die Erfahreneren schon fragten,
wann denn wohl jener schwindel-
erregende Höhepunkt erreicht
sein würde, dem zwangsläufig eine
Abwärtsbewegung folgen muss.

Die Pleite des Versandhauses
Quelle könnte genau jenen Punkt
markieren, an dem die Karriere
des bayerischen Barons eine
schicksalhafte Wende nimmt. Ge-
schickt hatte „KT“, wie ihn seine
Freunde nennen, bislang die Kunst
des Ungefähren gepflegt. Damit ist
er als Delfin im politischen Hai-
fischbecken erstaunlich weit ge-
kommen.

Zu Guttenberg ließ sich gerne
als Ordnungspolitiker feiern,
musste aber in den wenigen Mona-
ten als Minister kaum etwas wirk-
lich Schwieriges entscheiden.
Beim bislang kompliziertesten Fall
seiner kurzen Amtszeit, der staatli-
chen Rettung von Opel, legte er an-
fangs zwar tapfer ein Veto ein,
drohte gar mit Rücktritt, ließ sich
aber von der Kanzlerin flugs wie-
der in die Pflicht nehmen.

Was anderen als „umfallen“ an-
gekreidet würde, wendete zu Gut-
tenberg zu seinen Gunsten. Seit
dem Kurz-Widerstand gegen Opel
trägt er mit elegantem Understate-
ment das Prädikat des ordnungspo-
litischen Widerstandskämpfers in-
mitten einer sozialdemokratisier-
ten Christen-Union.

Bei Quelle verhielt es sich ähn-
lich: Zuerst äußerte der CSU-Wirt-
schaftsminister Skepsis und mel-
dete ordnungspolitische Beden-
ken an. Dann lenkte er murrend
ein, als sein CSU-Parteichef Horst
Seehofer daran erinnerte, dass
Quelle aus politischer Sicht vor al-
lem ein bayerisches oder genauer
gesagt ein fränkisches Unterneh-
men sei. Der fränkische Baron ver-
zichtete fortan auf jeden Wider-
stand und versteckte die Bedenken
in seinen berüchtigten Bandwurm-
sätzen. Auf Deutsch: Der Held der
Ordnungspolitik verpasste wieder
eine gute Gelegenheit, um wirklich
Profil zu zeigen. Dabei wusste er
genau, dass Quelle nicht zu retten
war. Dennoch wurde so lange poli-
tischer Druck ausgeübt, bis ausge-
rechnet die Bayerische Landes-
bank und die im staatlichen Teilbe-
sitz befindliche Commerzbank
nachgaben und halfen.

Zu Guttenberg ist nicht zu benei-
den. Nicht jede in Berlin und nicht
jeder in München lässt junge
Bäume ungehindert in den Him-
mel wachsen. Seehofer, so heißt es,
will „KT“ den Mühlstein des Fi-
nanzministeriums um den Hals
hängen. Was immer zu Guttenberg
in der neuen Regierung wird – die
Bewährungsproben kommen erst
noch.
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AUSSENANSICHT

Russlands Irrtum
Der faktische Austritt Moskaus aus dem Vertrag über die Energiecharta bringt keine sichtbaren Vorteile
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Die Auslagerei
von Etatposten

hat nur
einen Vorteil,
und der ist rein
optischer Natur.


